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STAATLICHE UND KOMMUNALE DATENZENTRALEN 

Organisatorische Neugestaltung 
öffentlicher Dienstleistungen 

Das Beispiel der Landesdatenverarbeitung 
in den neuen Bundesländern 

(Teil 2) 

Robert Goecke / Stephan H. Oldenburg / Arnold Picot 

Immer häufiger stellt sich für Bund; Länder und Gemeinden die 
Frage nach der geeigneten Organisationsform für die Bewälti­
gung öffentlicher Aufgaben. Besonders in den neuen Bundeslän­
dern, in denen sich die öffentliche Verwaltung noch im Aufbau 
befindet stehen hierbei wichtige Grundsatzentscheidungen zur 
zukünftigen Rechts- und Organisationsform öffentlicher Dienstlei­
ster an. 

Organisatorische Gestaltung einer 
LDVZ 

Nachdem im Rahmen der Make or Buy-
Analyse und der Untersuchungen zum 
optimalen Zentralisierungsgrad festge­

legt ist, welche Aufgaben durch einen 
methodisch-technologisch spezialisier­
ten Dienstleister abzuwickeln sind, 
müssen die Rechtsform, die marktstra­
tegische Ausrichtung und die innerbe­
triebliche Organisation der zentralen 

DV-Einrichtungen des Landes oder der 
Kommunen gestaltet werden. Die fol­
genden Überlegungen beziehen sich 
dabei auf den Fall einer gemeinsamen 
zentralen Einrichtung für staatliche und 
kommunale Datenverarbeitungsaufga­
ben, wie sie für die neuen Bundesländer 
besonders geeignet erscheinen. 

Rechtsformen für einen vom Land 
abhängigen zentralen DV-Dienstleister 

Die grobe Zuordnung der wichtigsten 
DV-Aufgaben in die Matrix der verschie­
denen Rechtsformalternativen zeigte 
eine Häufung von Aufgaben in einem 
Bereich, der besonders effizient durch 
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Landesamt, Zentralstelle 
(Landesoberbehörde einem Ministerium nachgeordnet) 
Anstalt des öffentlichen Rechts (Rechtsform des öffentlichen Rechts) 
- nicht-rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 

(volle Rechts- und Fachaufsicht der Trägerbehörde, Errichtung per 
Erlaß, Recht zur Gebührenerhebung, nur eingeschränkte 
Steuerpflicht) 
* Bruttoanstalt (kein eigener Haushalt, kameralistisches 

Rechnungswesen) 
* Nettoanstalt (eigener Wirtschaftsplan konsolidiert, im Haushalt 

des Trägers, kaufmännisches Rechnungswesen) 
Landesbetrieb 
(wirtschaftlich selbständige, rechtlich nachgeordnete Einrichtung des Landes) 

teilrechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 
(Übertragung weiterer Kompetenzen der Trägerbehörde) 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts 
(eigener Haushalt, eigene Finanzierungsrechte, eigenes 
Verwaltungspersonal, Dienstherreneigenschaft, eigene Befugnisse über 
Verwaltungsentscheidungen, eigenes Vermögen, Haftung, Einrichtung per 
Gesetz) 

Zweckverband (Rechtsform des öffentlichen Rechts) 
GmbH, BGB-Gesellschaft (private Rechtsform) 

Bild 10: Häufige Rechtsformen in der Landesdatenverarbeitung 

Vorteile 
• Unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht des 

Landes 
• Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben direkt 

möglich 
• Direkte Aufgabenübertragung durch die 

Ressorts: 
- keine vertraglichen Vereinbarungen 
- keine Leistungsverrechnung mit Auftrag­
gebern notwendig 

• Hohe Akzeptanz bei Behörden und Bürgern 
bezüglich Geheimhaltung und Datenschutz 

• Sicherstellung der Betriebsbereitschaft auch 
bei Arbeitskämpfen 

• Verschiedene Möglichkeiten zur Befreiung 
von der Steuer- und Abgabenpflicht 

Nachteile 
• Personaleinsatz eng an unflexible Stellenbe­

schreibungen gebunden 
• Teilweise keine außertarifliche Bezahlung 

zum Beispiel für hochqualifizierte DV-Spe-
zialisten möglich 

• Kaum leistungsbezogene Aufstiegsmöglich­
keiten (Laufbahn abhangig von Ausbil­
dungsabschluß Dienstalter und Leistung) 

• Unflexible, jahresbezogene Haushaltspla­
nung nach dem Fortschreibungsprinzip bei 
enger Zweckbestimmung der Mittel 

• Probleme des kameralistischen Rechnungs­
wesens 

• Wenig „wirksame" Einflußnahme der Kom­
munen in unmittelbar nachgeordneter Lan­
desbehörde 

• Umsatzsteuervorabzug oder Investitionszu­
lagen entsprechend der Steuerbefreiung 
nicht möglich 

• Keine Marktausrichtung, fehlender Wettbe­
werb 

Vorteile 
• Verbeamtung der Mitarbeiter bei mittelba­

rer und unmittelbarer Dienst- und Fachauf­
sicht des Landes möglich 

• Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben auf 
dem Wege der Beleihung 
(Errichtungsgesetz, Verordnung) 

• Zweckgebundene, sachzielori enti erte 
Organisation 

• Direkte Aufgabenübertragung ohne Aus­
schreibungen möglich 

• Akzeptanz bei Behörden und Bürgern 
bezüglich Geheimhaltung und Sicherstel­
lung von Datenschutz und Betriebsbereit­
schaft 

• Befreiung von Steuer- und Abgabenpflicht 
möglich 

• Einflußnahme der Kommunen über Verwal­
tungsrat 

• Flexibilität durch eigene Haushaltsführung 
Vermögensbildun& autonome Stellen- und 
Ressourcenplanung 

• Marktorientierte Umsatz-/Controlling-
prozesse möglich 

Nachteile 
• Weitgehende Bindung an den engen 

Tarifrahmen des öffentlichen Dienstes 
• Probleme bei der Anwerbung hochqualifi­

zierter Fachkräfte 
• Wegen des rechtlichen Sonderstatus ge­

genüber Privatunternehmen besteht trotz 
Wettbewerbs die Gefahr einer Monopolsi­
tuation im Bereich der öffentlichen Verwal­
tung mit all ihren negativen Auswirkungen 

• Einschränkung des Aufgabenumfangs, 
entsprechend der jeweiligen Satzung 

• Kaum Möglichkeiten, Investitionszulagen zu 
erhalten 

Bild 11: Vor- und Nachteile von Landes­
ämtern 

Dienstleister bewältigt wird, die in ei­
nem engeren Abhängigkeitsverhältnis 
zum Staat stehen. Genauere Aussagen 
über die Vor- und Nachteile der Rechts­
formalternativen sollen nun für die rele­
vanten Rechtsformen des Landesamtes, 

Bild 12: Vor- und Nachteile von Landes­
betrieben und Anstalten öffentlichen Rechts 

des Landesbetriebes und der Anstalt des 
öffentlichen Rechts sowie der GmbH im 
Landesbesitz gemacht werden.8 Bild 10 
zeigt zunächst die Rechtsformalternati-

8 Vgl. hierzu auch Becker 1989. 

ven. Bilder 11 bis 13 fassen Vor- und 
Nachteile einiger davon zusammen.9 

Die Gegenüberstellung zeigt deutliche 
Nachteile einer Landesamt-Lösung. Im 
Hinblick auf die erforderliche organisa­
torische Flexibilität sind sowohl die öf­
fentlich-rechtliche Anstalt als auch die 
GmbH überlegen. Auch die in den Lan­
desämtern für Datenverarbeitung der 
alten Bundesländer zu beobachtenden 
Schwierigkeiten bei der Beschaffung 
hochqualifizierten DV-Personals wür­
den sich gerade bei einem zunehmend 
auf Konzeption und Beratung ausge­
richteten luK-Dienstleister nachteilig 
auswirken. Der Verzicht auf eine verur­
sachungsgerechte Verrechnung von 
DV-Leistungen innerhalb der Landes­
verwaltung birgt wegen der intranspa­
rent bleibenden Leistungsbeziehungen 
die Gefahr verdeckter Ineffizienzen. 
Eine vollständige Integration des staatli­
chen und kommunalen DV-Dienstlei-
sters in die Landesverwaltung würde 
zudem die Einflußmöglichkeiten der 
Kommunen stark beschränken. Die we­
sentlichen Vorteile des Landesamtes, 
beginnend bei der möglichen Verbeam­
tung der Mitarbeiter bis hin zum Ver­
zicht auf Ausschreibungen bei großen 
Projekten einzelner Ressorts, bietet 
auch die Anstalt des öffentlichen 
Rechts. 

Marktstrategische Ausrichtung einer 
LDVZ 

Für eine LDVZ zeichnen sich langfristig 
strategische Herausforderungen ab, de­
ren Bewältigung sowohl von der geeig­
neten Rechtsform als auch ihrer markt­
strategischen Ausrichtung und innerbe­
trieblichen Organisation abhängt. 

Strategische Herausforderungen 
• Es werden zunehmend DV-Aufgaben 

(Produktion, Entwicklung) in die An­
wenderbereiche verlagert. Diese Ent­
wicklung wird - abgesehen von den 
allgemeinen technologischen und or­
ganisatorischen Trends - besonders 
durch die Autonomiebestrebungen 
der Kommunen und einzelner Res­
sorts begünstigt und entspricht auch 
den Prinzipien der Ressorthoheit und 
kommunalen Selbstverwaltung. 

Entsprechend verringert sich für eine 
LDVZ die Bedeutung des Rechenzen­
trumsbetriebes sowie der Entwick­
lung und Abwicklung von zentralen 
DV-Anwendungen. Gleichzeitig kön­
nen durch Konzentration der Groß­
rechnerkapazitäten über Größenvor-

9 Vgl. hierzu und zu nachfolgendem Picot 1991 
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Vorteile 
• Einflußnahme des Landes und der Kommu­

nen über Aufsichtsrat und Mehrheitsbeteili-
gung gesichert 

• Starke Einflußnahme auf Geschäftsführung 
durch Verlängerungsnotwendigkeit von 
zeitlich begrenzten Geschäftsführerverträ­
gen möglich. 

• Hohe Flexibilität in der Geschäftsführung 
und im gesamten Bereich der innerbetriebli­
chen Organisation: relativ unabhängige 
Finanz- und Budgetplanung, flexibler Perso­
naleinsatz, relativ freie Gestaltung des Lei­
stungsangebotes 

• Au§ertarifliche, leistungsorientierte Bezah­
lungfür hochqualifizierte Fachkräfte mög­
lich, nicht an Laufbahnregelungen gebun­
dene Beförderungsmöglichkeiten 

• Flexible Ressourcenallokation über Angebot 
und Nachfrage beziehungsweise Einfluß­
nahme der Gesellschafter 

• Marktorientierte Umsatz-
/Controllingprozesse, kaufmännische Buch-
fuhrung und Kosten- und Leistungsrech­
nung; gewinn- und marktorientierte Ge­
schäftsführung im Wettbewerb mit und auf 
dem freien Markt 

• Investitionszulagen und Umsatzsteuervor­
abzug möglich 

Nachteile 
• Verbeamtung der Mitarbeiter nicht möglich 
• Nur indirekter Einfluß des Staates auf opera­

tive Geschäftsführung über Aufsichtsrat und 
Vertragsgestaltung 

• Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben 
allenfalls auf dem Wege der Beleihung mög­
lich 

• Kein uneingeschränktes Vertrauen der 
Behörden bezüglich der Geheimhaltung 
und Sicherstellung der ständigen Betriebs­
bereitschaft 

• GmbH als Rechtsform für staatliche DV-
Einrichtungen in alten Bundesländern bisher 
nicht üblich 

• Keine Steuerbefreiung 

Bild 13: Vor- und Nachteile der GmbH 

teile Kosteneinsparungen erreicht 
werden (weniger Software-Lizenzen, 
weniger Personal). 

• Im Zuge der zunehmenden Ausstat­
tung der Ressorts und Kommunen 
mit vernetzten, dezentralen DV-Sy-
stemen und entsprechend verteilte 
DV-Entwicklung entstehen neue Auf­
gaben in den Bereichen Konzeption, 
Koordination und Projektierung de­
zentraler Anwendungen, Administra­
tion von Netzen und verteilten Sy­
stemen, Integration von zentralen 
und dezentralen Systemen und An­
wendungen, Anwenderschulung und 
Beratung, Benutzerservice und ande­
res. Trotz starker Autonomiebestre­
bungen induziert diese Entwicklung 
bei den Ressorts und Kommunen ei­
nen hohen Unterstützungs- und Ko­
operationsbedarf mit einer technisch 
kompetenten und der öffentlichen 
Verwaltung in besonderer Weise 
dauerhaft verpflichteten Einrichtung. 

Die Bedeutung konzeptioneller und 
koordinierender Aufgaben, die ein 
breit gefächertes technisch-methodi­

sches und organisatorisches Know-
how der Mitarbeiter einer LDVZ er­
fordern, wächst. Gleichzeitig sind die 
neuen Aufgabenbereiche sehr stark 
durch Kundennähe und dezentrale 
Leistungserstellung sowie durch die 
Notwendigkeit kontinuierlicher 
marktorientierter Weiterqualifizie­
rung geprägt. 

• Landesrechenzentren sind einer 
wachsenden Konkurrenz des freien 
Marktes vor allem auf den folgenden 
Gebieten ausgesetzt: Outsourcing-
Dienstleistungen, Software-Entwick­
lung und Beratung, Standardsoftware, 
Schulung in S tan dard software, Pla­
nung und Installation von Standard­
komponenten (Hardware und Soft­
ware), Telekommunikationsanwen­
dungen und -beratung. Mit zuneh­
mender Standardisierung von An-

. Wendungssoftware werden vermehrt 
Individuallösungen, die bisher durch 
eine LDVZ oder einzelne Ressorts 
und Kommunen entwickelt und be­
treut wurden, durch billigere Stan­
dardsoftware von Marktanbietern 
verdrängt werden. Gleichzeitig erfor­
dern zusätzliche Verwaltungsaufga­
ben und Rationalisierungsbestrebun­
gen die Entwicklung neuer Individual­
lösungen oder eine spezielle Anpas­
sung von Standardsoftwarepaketen 
durch einen kompetenten luK-
Dienstleister. 

Eine LDVZ muß sich sehr flexibel an 
immer neue Anforderungen anpas­
sen. Der im Sinne einer effizienten 
Landesverwaltung erwünschte Wett­
bewerb erfordert dabei eine hohe 
Qualität der Leistungserstellung zu 
niedrigen Kosten und eine schnelle 
Reaktionsfähigkeit bei sorgfältiger Be­
obachtung des Marktes und der Kun­
denbedürfnisse. Gleichzeitig kann 
eine LDVZ zur Erwirtschaftung zu­
sätzlicher Deckungsbeiträge auch ei­
gene Leistungen auf dem Markt an­
bieten. 

• Bei steigenden Kosten und begrenz­
ten Budgets werden Kooperationen 
vor allem bei der Entwicklung von 
DV-Anwendungen immer wichtiger. 
Hierzu zählen vor allem Kooperatio­
nen zwischen staatlichen und kom­
munalen DV-Einrichtungen, aber 
auch Kooperationen mit privaten An­
bietern. 

Eine LDVZ muß zusammen mit den 
Anwendern Zugang zu allen länder­
übergreifenden staatlichen und kom­
munalen Kooperationsgremien ha­
ben und am bundesweiten Software-
Verbund teilnehmen können. 

Unternehmensaufgabe und marktstra­
tegische Ausrichtung 
Die informationstechnische Ausstattung 
und das DV-Know-how versetzen eine 
LDVZ in die Lage, ihre Dienstleistungen 
auch auf dem freien Markt anzubieten. 
Da die staatliche und kommunale Nach­
frage nach DV-Dienstleistungen ent­
sprechend der Bindung an öffentliche 
Haushaltsrestriktionen nicht kontinuier­
lich verläuft, erscheint es aus Sicht einer 
LDVZ durchaus sinnvoll, durch gewerb­
liche Nebeneinnahmen eine konstante 
Auslastung ihre Kapazitäten sicherzu­
stellen oder einen Deckungsbeitrag für 
defizitäre Bereiche zu erwirtschaften. 
Solche Deckungsbeiträge sind auch für 
den Staat als Träger der LDVZ relevant, 
da sie zur allgemeinen Kostensenkung 
beitragen können. Gleichzeitig erhält 
eine LDVZ die Möglichkeit, sich markt­
orientiert zu entwickeln und sich mit der 
Konkurrenz zu messen. Allgemein soll­
ten jedoch bei der Festlegung der Un­
ternehmensaufgabe folgende Prinzipien 
beachtet werden: 

• Die dominierende Hauptaufgabe ei­
ner LDVZ muß die Sicherstellung der 
DV-Versorgung im staatlichen und 
kommunalen Bereich unter strikter 
Beachtung rechtlicher und hoheitli­
cher Besonderheiten sein. 

• Solange die Bewältigung dieser 
Hauptaufgabe nicht beeinträchtigt 
wird, kann eine LDVZ Leistungen 
auch auf dem freien Markt anbieten. 
Diese sollten der Gewinnerzielung 
dienen, zumindest müssen sie ko­
stendeckend sein. 

• Durch etwaige Größenvorteile darf 
eine LDVZ nicht zum Monopolisten 
für bestimmte luK-Dienstleistungen 
auf dem freien Markt werden, da 
sonst Gefahren des Preisdiktates, der 
Festschreibung von Ineffizienz durch 
fehlende Konkurrenz und der Hem­
mung einer normalen Entwicklung 
des DV-Marktes gegeben sind. 

Die GmbH als geeignete Rechtsform 
für eine LDVZ 

Unter besonderer Würdigung der dar­
gestellten strategischen Herausforde­
rungen bietet aus ökonomischer Sicht 
die Rechtsform der GmbH besondere 
Vorteile. Sie hat vor allem einen positi­
ven Einfluß auf kritische Erfolgsfaktoren 
und den langfristigen Erhalt der Lei-
stungs- und Konkurrenzfähigkeit einer 
LDVZ. 

Flexibilität 

Die verteilte Datenverarbeitung steht 
im Spannungsfeld zwischen Zentralisie­
rung und Dezentralisierung, so daß sich 
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vor allem in der dezentralen Datenver­
arbeitung bisher keine allgemein aner­
kannten und stabilen Organisationsfor­
men ausgebildet haben. Daher ist es für 
eine LDVZ besonders wichtig, sich 
schnell organisatorisch an neue Ent­
wicklungen anzupassen. Dies schließt 
den flexiblen Einsatz aller Mitarbeiter, 
rasche Umorganisationen sowie die 
Möglichkeit zur unkomplizierten Er­
schließung neuer Aufgabengebiete ein, 
was in einer GmbH relativ einfach ent­
sprechend der Bedarfslage durch die 
Geschäftsführung gehandhabt werden 
kann. Auch daß eine GmbH in hohem 
Maße unabhängig vom Staatshaushalt 
ist und die ihr zur Verfügung stehenden 
Finanzmittel entsprechend der Bedarfs­
lage sehr variabel einsetzen kann, er­
weist sich als wesentlicher Vorteil. 

Marktstrategische Ausrichtung 
Die Rechtsform der GmbH fördert in 
besonderer Weise die marktliche Aus­
richtung einer LDVZ, die über das Ange­
bot ihrer Überkapazitäten auf dem frei­
en Markt zusätzliche Deckungsbeiträge 
erwirtschaften kann. Trotz des ver­
meintlichen zusätzlichen Aufwandes, 
der für Ressorts und Kommunen im 

Rahmen von Ausschreibungen entsteht, 
garantieren eben diese und die marktli­
chen Beziehungen zwischen der LDVZ 
und ihren Kunden sowohl ihre Lei-
stungs- und Konkurrenzfähigkeit als 
auch eine unter Kosten- und Qualitäts­
gesichtspunkten optimale DV-Ausstat-
tung der öffentlichen Verwaltung. 

Einfluß des Landes und der Kommunen 
Über die Kapitalbeteiligung, den Auf­
sichtsrat und die Gestaltung des Gesell­
schaftsvertrages bietet die Rechtsform 
der GmbH dem Staat ein breites Spek­
trum von Einflußmöglichkeiten auf die 
Geschäftspolitik einer LDVZ. Eine dar­
über hinausgehende, aufgabenbezoge­
ne Beeinflussung des operativen Ge­
schäftes ist über die Gestaltung der ein­
zelnen Verträge über die Aufträge mög­
lich. 

Preisgestaltung und Vermeidung der 
Monopolbildung 
Die LDVZ ist als GmbH zur kaufmänni­
schen Buchführung verpflichtet und 
muß diese gegenüber dem Aufsichtsrat 
offenlegen. Im Interesse einer wirt­
schaftlichen Unternehmensführung wie 
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auch der Kunden ist eine Kosten- und 
Leistungsrechnung durchzuführen, die 
eine möglichst verursachungsgerechte 
Kostenzuordnung und für marktliche 
Umsatzprozesse eine transparente Kal­
kulation der Preise erlaubt. Für staatliche 
und kommunale Kunden ist die Kalkula­
tion der Selbstkosten anzugeben. Diese 
sollte als Grundlage der Auftragsvergabe 
verwendet werden. In der Privatwirt­
schaft ist es unter ähnlichen Umständen 
auch durchaus üblich, bei langfristigen 
Verträgen im voraus feste Preissenkun­
gen zu vereinbaren, um weitere Anreize 
für Kostenreduzierungen im Rahmen 
der Ausnützung der üblichen Lerneffek­
te und des technischen Fortschritts zu 
geben. Die GmbH ist bei der skizzierten 
marktorientierten Ausrichtung auch die 
Rechtsform, welche der Bildung eines 
DV-Monopols im Bereich der öffentli­
chen Verwaltung in besonderer Weise 
vorbeugt. 

Geheimhaltung, Abschottung und stän­
dige Betriebsbereitschaft. 
Ein besonderer Vorteil der Anstalt des 
öffentlichen Rechts ist die Möglichkeit, 
Beamte zu beschäftigen. Sie besteht bei 
der GmbH nicht. Im Bereich der Daten-
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Verarbeitung sind jedoch nur drei Aufga­
benmerkmale zu erkennen, die eine 
Verbeamtung empfehlen könnten. Dies 
sind die besonderen Erfordernisse der 
Geheimhaltung und Abschottung sowie 
die Gewährleistung der ständigen Be­
triebsbereitschaft der luK-Einrichtungen. 
Aus technischer und organisatorischer 
Sicht sind mit dem Betrieb von DV-
Einrichtungen und Datenbanken, der 
Abwicklung von DV-Verfahren sowie 
der Entwicklung von Anwendungssoft­
ware jedoch keine hoheiltichen Verwal­
tungsakte verbunden, solange die ei­
gentliche Nutzung des Verfahrens und 
der Daten sowie die damit verbundene 
Bewältigung von Verwaltungsaufgaben 
allein durch das jeweilige Ressort oder 
die jeweilige Kommunalverwaltung er­
folgt. Wie viele Beispiele etwa in der 
Rüstungsindustrie zeigen, kann Ge­
heimhaltung durch organisatorische 
Maßnahmen auch in Unternehmen pri­
vater Rechtsform erzielt werden. Noch 
eindeutiger ist die Situation bezüglich 
der Sicherstellung der ständigen Be­
triebsbereitschaft von DV-Einrich-
tungen. Wie das Beispiel der Elektrizi­
tätsversorgung zeigt, läßt sich die ständi­
ge Betriebsbereitschaft in diesem nicht 
weniger sensiblen Bereich ebenfalls 
ohne Beamte sicherstellen. 

Innerbetriebliche Organisation einer 
LDVZ10 

Phasenbesonderheiten im Erstellungs­
und Betreuungsprozeß der Informa­
tionssysteme 

Bei bestimmten Aufgaben einer LDVZ 
lassen sich immer wieder phasenspezifi­
sche Besonderheiten feststellen, die 
entsprechende Spezialkenntnisse (me­
thodisches Wissen, Planungs-, Program-
mierungs-, Implementierungs- und Be­
dienungstechniken, administratives 
Wissen) erfordern. Dominieren diese, 
so erscheint es besonders bei stabilen 
Aufgaben mit wenigen Unsicherheiten 
sinnvoll, den jeweiligen Bereich phasen­
orientiert zu gliedern. Auf diese Weise 
läßt sich das notwendige phasenspezifi­
sche Know-how mit dem geringsten 
Aufwand aufbauen, transferieren und 
anwenden. 

Besonderheiten einzelner luK-techni-
scher Infrastrukturen 
Viele der luK-Aufgaben einer LDVZ wer­
den dagegen von besonderen techni­
schen Problemen der eingesetzten In­
frastruktur (zum Beispiel Großrechner, 
Datenbanken, lokale Netze und Tele­
kommunikationstechnik, PC und deren 
Software) dominiert. Derartige Aufga-
1 0 Vgl. hierzu und zu folgendem Picot 1990. 

ben lassen sich durch eine technolo­
gieorientierte Grundgliederung mit ei­
ner Spezialisierung nach den einzelnen 
Techniklinien bewältigen. 

Dominanz der Fachspezifität und Kun­
denorientierung 
Spielt neben rein technologischen Auf­
gabenmerkmalen auch die Fachspezifi­
tät eine besondere Rolle (zum Beispiel 
in der Anwendungsprogrammierung), 
so erfordert dies eine Grundgliederung, 
die eine Spezialisierung nach den ent­
sprechenden Fachgebieten erlaubt, um 
das fachliche Know-how zumindest an­
satzweise und in enger Kooperation mit 
den jeweiligen Anwendungsbereichen 
aufbauen zu können. Geeignet ist ent­
weder die Gliederung nach Fachgebie­
ten oder die kundenorientierte Gliede­
rung, die mit einer ausgeprägten Pro­
jektorganisation gekoppelt ist. 

Dezentralisierung und Koordination 
Es ist besonders wichtig, die Verbreitung 
dezentraler Systeme zu fördern und 
gleichzeitig die zentrale Gestaltung von 
Rahmenbedingungen zu ermöglichen, 
um dem „Wildwuchs" in den Anwen­
dungsbereichen zu begegnen. Für diese 
Aufgabe eignet sich besonders die so­
genannte steuerungsorientierte Grund­
gliederung, bei der die Koordination der 
Fachbereiche zentral erfolgt. 

Bildung von Außenstellen 
Vertriebs- und Serviceaufgaben erfor­
dern vor allem im kommunalen Bereich 
räumliche Nähe zu den Kunden. Diese 
wird zum Beispiel in Bayern über Au­
ßenstellen der Anstalt für Kommunale 
Datenverarbeitung Bayern erreicht. 

Leistungs- und Verwaltungsbereich 
Sofern nicht innerhalb des Verwaltungs­
bereiches einer LDVZ Dienstleistungen 
für ihre Kunden abgewickelt werden 
(zum Beispiel Finanzierungsdienstlei­
stungen, Beschaffung, Kundenschulung) 
und solange die LDVZ räumlich zentrali­
siert bleibt, ist eine Trennung der wert­
schöpfenden Bereiche von der internen 
Verwaltung auf der obersten Organisa­
tionsebene sinnvoll. In Außenstellen 
müßten gegebenenfalls eigenständige 
Verwaltungsfunktionen wahrgenom­
men werden. 

Flache Hierarchien 
Eine flache Hierarchie mit teamorien­
tierter Arbeitsorganisation bietet beson­
dere Vorteile in Bezug auf Flexibilität 
und Leistungsfähigkeit. Von einer fla­
chen Hierarchie kann je nach Komplexi­
tät der Aufgabe bei einer Leitungsspan­

ne von mindestens fünf bis zehn Mitar­
beitern gesprochen werden. 

Entbürokratisierung 
Zum Zweck der Entbürokratisierung der 
Organisation sollten Stellenbeschrei­
bungen so flexibel verfaßt sein, daß An­
forderungsveränderungen ohne forma­
listische Umständlichkeiten entspro­
chen werden kann. Wegen Aufgaben­
wandel, Projektorganisation und Team­
arbeit sind Mitarbeiterstellen nur befri­
stet und problemabhängig bestimmten 
Vorgesetzten oder Bereichen zuzuord­
nen. 

Kosten- und Leistungsrechnung 
Bei der Rechtsform einer GmbH hat die 
Kosten- und Leistungsrechnung einer 
LDVZ einen besonderen Stellenwert. 
Sie sollte auch in Form einer Planrech­
nung die Budgetierung von Abteilungen 
und Projekten sowie die Bildung von 
Profit- und Cost-Centern unterstützen. 
Ergänzend sind Elemente einer Prozeß­
kostenrechnung einzuführen, da insbe­
sondere in Rechenzentren bei her­
kömmlicher Kostenrechnung das Pro­
blem hoher Gemeinkostenanteile und 
ihrer verursachungsgerechten Verrech­
nung auftritt.11 
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Die Regierungspräsidien Baden-Württembergs im Quervergleich 
Peter Seyfried, VOP 6/94, 5. 385 
Quervergleich • Regierungspräsidium • Bezirksregierung • Personalbedarf • Benchmarking • 
Baden-Württemberg 
Der Aufsatz analysiert mit Hilfe eines Quervergleiches die Personalwirtschaft der baden-
württembergischen Regierungspräsidien. Die Führung dieser Behörden als Betrieb könnte 
hierdurch verbessert werden. 

Comparing the regional local authorities in the Land Baden-Württemberg 
Peter Seyfried, VOP 6/94, p. 385 
regional local authority • personnel requirements • benchmarking • Bad en-Wü litem berg 
A comparison of the personnel situation of the regional local authorithies in Baden-
Württemberg is analyzed in the article. Managing these authorities as an enterprise could be 
optimized thereby. 

Business Redesign 
Otto Krickl, VOP 6/94, S. 392 
Organisationsgestaltung • Workflow-Management • Business Process Design • 
Vorgangssteuerung 
Der Artikel beschreibt Vorgehensprinzipien und eine Zielstruktur, die sich für die Überwin­
dung des Produktivitätsparadoxons der Informationstechnologie bereits bewährt haben 
und hebt das organisatorische Gestaltungspotential von Workflowmanagementsystemen 
hervor. 

Qualitätszirkel in der Staatsverwaltung 
Markus Meier, VOP 6/94, S. 400 
Qualitätszirkel '• Projektmanagement • Innovation • Moderation • Zusammenarbeit • Kanton 
Luzern • Schweiz 
Am Beispiel eines Amtes der Kantonalverwaltung Luzern erläutert der Autor Konzept, 
Zielsetzungen und einige wichtige Erfahrungen bei der Einführung von Qualitätszirkeln. 

Das Elend mit der Kameralistik. Nichts Neues seit Puechberg 
Dierk Freudenberg, VOP 6/94, S. 404 
Kameralistik • Doppik • Kaufmännisches Rechnungswesen • Bezirksregierung« Niedersachsen 
Ohne die vollständige Kenntnis von Kosten kann die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungs­
handelns nicht beurteilt werden. Daher empfiehlt der Autor die Erprobung der doppelten 
kaufmännischen Buchführung für eine Bezirksregierung in Form eines Pilotprojektes. 

Business Redesign 
Otto Krickl, VOP 6/94, p. 392 
organizational design • workflow management • business process design 
The article describes principles of procedure and a structure of objectives, which have 
proved successful to overcome the computer productivity paradox. It underlines the 
potential of workflow management systems for organizational designing. 

Quality circles in national government 
Markus Meier, VOP 6/94, p. 400 
Quality circle • project management • innovation • moderation • cooperation • canton of 
Lucerne • Switzerland 
Making an office of the cantonal administration of Lucerne as an example the author 
discusses concept, objectives and some important experiences made while introducing 
quality circles. 

The misery of cameralistics. No news since Puechberg 
Dierk Freudenberg, VOP 6/94, p. 404 
cameralistics• double-entry • business accounting* regional local government* Niedersachsen 
To give a judgement on efficiency in public administrations a complete knowledge of costs 
is necessary. The author suggests to test the double-entry at a regional local government in a 
pilot project. 

Neuere Steuerungsmodelle für die Kommunalverwaltung 
Wulf Damkowski/CJaus Precht, VOP 6/94, S. 412 
Kommunale Steuerungsmodelle • Kommunalverfasungsreform • Kontraktmanagement • 
Management by Competition • Controlling • Public Management • Schleswig-H oistein 
Die Autoren skizzieren einige wesentliche Merkmale der neuen Steuerungsmodelle und 
überprüfen die Übertragbarkeit auf die deutsche Kommunalverwaltung. 

New Public Management and local authorities 
Wulf Damkowski/Claus Precht, VOP 6/94, p. 412 
New Public Management • local authority • reform of the local constitution • contract 
management • management by competition • Schleswig-Holstein, 
The authors outline some features of New Public Management and test their transferability 
to German local governments. 

Selbstgestaltung in der Kommunalverwaltung 
Eckhard Bräutigam/Bernd Jungesblut/Gabriele Mader/Werner van Treeck, VOP 6/94, S. 417 
Ratsinformationssystem • Gemeindeverwaltung • Individuelle Datenverarbeitung • 
Selbstgestaltung • Humanisierung des Arbeitslebens 
In einem öffentlich geförderten Projekt der Gemeindeverwaltung Emstal wurden die 
Mitarbeiter aktiv in die Entwicklung kommunaler Anwendungssysteme einbezogen. Der 
Bericht schildert Vorgehen und Verfahren. 

Staff evolves communal application system 
Eckhard Bräutigam/Bernd Jungesblut/Gabriele Mader/Werner van Treeck, VOP 6/94, p. 417 
information system for municipal councils • municipal council • individual data processing • 
humanizing of work 
The staff was actively involved in a project of the local government of Emstal receiving 
government grants to develop communal application systems. The report describes 
proceedings and experiences. 

Führungsgrundsätze für die öffentliche Verwaltung? 
Peter Müller-Seitz/Norbert Heyer, VOP 6/94, S. 422 
Motivation • Führungsbeziehungen • öffentlicher Dienst • Demokratisierung • 
Verhaltenssteuerung 
Am Beispiel der Hamburger Verwaltung weisen die Autoren nach, daß die Einführung 
genereller Führungsgrundsätze im öffentlichen Dienst mit zunehmender Größe der Behör­
de an Relevanz verliert. Eine Individualisierung bezüglich der Verwaltungseinheiten ist 
erforderlich. 

Management principles in public administration? 
Peter Müller-Seitz/Norbert Heyer, VOP 6/94, p. 422 
motivation • managerial relations • public service • democratization • managing behaviour 
Using the example of the administration of the Land Hamburg the authors reveal that 
introducing general principles of leadership to the public sector is becoming less relevant 
with increasing growth of the authority. An individualization concerning the administrative 
units seems to be necessary. 

Organisatorische Neugestaltung öffentlicher Dienstleistungen (Teil 2) 
Robert Goecke/Stephan H. Oldenburg/Arnold Picot, VOP 6/94, S. 426 
Landesdatenverarbeitung • Neue Bundesländer • Eigenerstellung oder Fremdbezug • 
Transaktionskostenanalyse 
Die Autoren entwickeln mit Hilfe transaktionskostentheoretischer Überlegungen Empfeh­
lungen für die Organisation der Landesdatenverarbeitung in den neuen Bundesländern. 

Personalmanagement in Baden-Württemberg (Teil 3) 
Erhard Klotz/Siegfried Mauch, VOP 6/94, S. 431 
öffentlicher Dienst • Personalmanagement • Verwaltungsreform • Landesverwaltung • Baden-
Württemberg 
Ein entscheidender Faktor bei der Anpassung der Verwaltung an die Herausforderungen der 
Zukunft ist der Mensch. Baden-Württemberg erprobt daher in einem Modellversuch den 
Einstieg in ein „Human Resources Management". Geschildert werden konzeptionelle 
Überlegungen, Umsetzungsschritte und bisherige Erfahrungen. 

Reorganization of public services (part 2) 
Robert Goecke/Stephan H. Oldenburg/Arnold Picot, VOP 6/94, p. 426 
electronic data processing • the New German Lands • make or buy • transaction cost analysis 
Relating to the theory of transaction cost the authors develop recommendations for 
organizing electronic data processing in the administration of the New German Lands. 

Personnel management in Baden-Württemberg (part 3) 
Erhard Klotz/Siegfried Mauch, VOP 6/94, p. 431 
public service • personnel management • reform of public administration • administration of the 
Land Baden-Württemberg 
A crucial factor in the process of adapting public administration to challenges of the future 
are the people. For this reason Baden-Württemberg is testing first steps towards a "Human 
Resources Management". The article describes the concept, steps of realization and first 
experiences. 

Sorgen mit der Entsorgung (Teil 1) 
Anja Lenkeit, VOP 6/94, S. 435 
Computerschrott • Entsorgung • Ökologie • Recycling 
Die Sorgen der Entsorgung von Computerschrott wachsen. Der Artikel analysiert Problem­
felder sowie Entsorgungsalternativen und gibt Hinweise auf einen umweltverträglichen 
Computereinsatz. 

Worries about disposing computer scrap (part 1) 
Anja Lenkeit, VOP 6/94, p. 435 
computer scrap • disposal of waste • oecology • recycling 
Worries about disposal of computer scrap are growing. The article analyzes problems as 
well as alternative forms of disposing and gives advice for ecological beneficial computer 
usage. 

16. Urban Data Management Symposium (Teil 1) 
Heinz W. Kloos, VOP 6/94, S. 438 
Geographische Informationssysteme • Kataster • Datenaustausch 
Der Tagungsbericht faßt die Fachvorträge des 16. Urban Data Management Symposium vom 
6. bis zum 10. September 1993 in Wien zusammen. 

16. Urban Data Management Symposion (part 1) 
Heinz W. Kloos, VOP 6/94, p. 438 
geographical information system • land register • data exchange 
The article summarizes the papers read on the 16. Urban Data Management Symposium in 
Vienna from September 6-10, 1993. 
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